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Antrag 

der Abgeordneten Jäger (Wangen), Graf Huyn, Dr. Abelein, Baron von Wrangel, 
Böhm (Melsungen), Lintner, Sauer (Salzgitter), Schmöle, Dr. Gradl, Dr. Arnold, 
Dr. Marx, Straßmeir, Dr. Jaeger und der Fraktion der CDU/CSU 


Zustände in den Haftanstalten der DDR 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Situation der poli- 
tischen Häftlinge in den Haftanstalten der DDR 

1. dem Deutschen Bundestag durch eine detaillierten Bericht 
zur Kenntnis zu bringen, 

2. zum Gegenstand von Beratungen in den zuständigen Gre- 
mien der Vereinten Nationen zu machen, 

3. bei dem 1980 stattfindenden Folgetreffen der KSZE in 
Madrid zur Sprache zu bringen, 

4. zum Gegenstand unmittelbarer Gespräche mit der Regierung 
der DDR mit dem Ziel zu machen, eine Humanisierung der 
Haftbedingungen zu erreichen. 


Bonn, den 26. September 1979 
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Begründung 

Erneut zeigen in jüngster Zeit Berichte in den Westen gelangter 
ehemaliger Häftlinge aus der DDR, die wegen politischer De- 
likte in Untersuchungshaft oder in Strafhaft gesessen haben, 
daß die Haftbedingungen in den Strafanstalten der DDR den 
menschenrechtlichen Vorschriften in keiner Weise genügen, zu 
deren Erhaltung sich auch die DDR verpflichtet hat. 

Erniedrigende Behandlung, körperliche Mißhandlung, das Feh- 
len wirksamer Beschwerdemöglichkeiten, schwere Mängel der 
Gesundheitsfürsorge, schlechte Verpflegung, brutale Ordnungs- 
strafen sowie zahlreiche andere Verletzungen des menschen- 
rechtlichen Mindeststandards für Gefangene sind auch in jüng- 
ster Zeit wieder aus der DDR bekannt geworden. 

Im Grundlagenvertrag haben sich die Bundesrepublik Deutsch- 
land und die DDR gegenseitig zur Achtung der Menschenrechte 
verpflichtet. Im Menschenrechtspakt der Vereinten Nationen 
über bürgerliche und politische Rechte ist diese Verpflichtung 
gerade auch im Bereich der Behandlung von Häftlingen konkre- 
tisiert worden. In der KSZE-Schlußakte von Helsinki hat auch 
die Regierung der DDR die Absicht erklärt, die Pflichten aus 
den Menschenrechtskonventionen der Vereinten Nationen zu 
erfüllen. Die Bundesregierung kann daher nicht an der Not die- 
ser bedrängten Deutschen vorübergehen, ohne ihre verfassungs- 
und vertragsrechtliche Schutzpflicht zu vernachlässigen. Dies 
gilt um so mehr, als zahlreiche dieser Häftlinge lediglich des- 
wegen in Haft sind, weil sie sich auf ihre Menschenrechte be- 
rufen haben. Die Bundesregierung ist daher aufgefordert, die 
im Antrag geforderten Maßnahmen als Beginn einer umfassen- 
den Strategie zur Humanisierung der Untersuchungshaft und 
des Strafvollzuges in der DDR in Angriff zu nehmen. 
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